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Vorwort 

Unternehmen, die dem Kreditwesengesetz unterliegen, bereitet die richtige 
Bildung von Kreditnehmereinheiten nach § 19 Abs. 2 KWG nicht selten 
Schwierigkeiten. Durch die Erweiterung der bankaufsichtliehen Risikoein
heit im Ralunen der 5. KWG-Novelle haben diese Probleme weiter zuge
nommen. 

Das vorliegende - ausgesprochen praxisorientierte - Buch gibt Mitarbeitern 
in Kreditinstituten und Bankenverbänden sowie Wirtschaftspriifern weitge
hende Hilfestellung bei der richtigen Bildung von Kreditnehmereinheiten. 
Hierzu sind im ersten Teil des Buches, neben der Kreditnehmerdefinition 
und den gesetzlichen Vorgaben, insbesondere die Pflichten der Kreditgeber 
dargestellt. Ferner werden dem Praktiker Empfehlungen an die Hand gege
ben, wie er am sinnvollsten bei der Bildung von Kreditnehmereinheiten 
vorgehen sollte. hn zweiten Teil sind die wichtigsten Begriffe (Personen, 
Unternehmen etc.) zusammengestellt, die jeder Praktiker bei der richtigen 
Bildung von Kreditnehmereinheiten kennen muß. Die konkrete Anwendung 
der einzelnen Zusammenfassungstatbestände des § 19 Abs. 2 KWG ist an
hand zahlreicher Beispiele im dritten Teil dargestellt. hn letzten Teil des 
Buches wird noch kurz auf die kumulative Anwendung der einzelnen Zu
sammenfassungstatbestände eingegangen, die zu einer Ausweitung der Kre
ditnehmereinheit führen. 

Hans Paul Bisani 
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1 Grundlagen der Risikoeinheitenbildung 

1.1 Zweck der Bankenaufsicht 

Das Bankenaufsichtsrecht bildet eine spezielle Ausprägung der Gewerbeauf
sicht zur Gläubigersicherung und Erhaltung der Funktionsfähigkeit des 
Bankgewerbes im Interesse der Gesamtwirtschaft. 

Rechtliche Grundlage für die Bankenaufsicht bildet das Gesetz über das 
Kreditwesen (K.WG).t Einen Schwetpunkt der materiellen Bestinunungen 
des KWG bilden die Vorschriften zum Kreditgeschäft. Dies ist verständlich, 
denn das Kreditgeschäft ist nach wie vor der risikoreichste Geschäftszweig. 
So haben sich in der Vergangenheit die Vorsorgen für Kreditrisiken bei den 
deutschen Banken zumeist deutlich über 20 Mrd. DM pro Jahr bewegt. 
Auch die überwiegende Zahl der Fallissements von Banken war bislang 
durch Ausfälle im Kreditgeschäft bedingt.2 

Die Grundlage für die wichtigsten Instrumente der Bankenaufsicht im Kre
ditbereich bilden die§§ 13 bis 19 KWG. So hat in den§§ 13 bis 18 KWG 
der Gesetzgeber präventive Regelungen für Kreditengagements festgelegt 
und in§ 19 Abs. 1 KWG in Verbindung mit der Kreditbestinunungsver
ordnung(K.redBest V) definiert, was als Kredit gilt. 

Als besonders risikobehaftet werden angesehen: 

• Kredite an einen Kreditnehmer, die insgesamt 15 % (ab 1.1.1999 10 %) 
des haftenden Eigenkapitals des Instituts3 betragen oder übersteigen 
(sog. Großkredite, siehe §§ 13 ff. KWG), 

1 Vgl. Deuuche Bundesbank, Gesetz über das Kreditwesen, Bankrechtliche Regelungen 2, Frank
furt/M., Män 1996, S. 6 

2 Vgl. Volkhard Szagwm, Kar! Wohlschieß, Die Bankenaufsicht, in: Obst!Hintner, Geld-, Bank- und 
Börsenwesen, 39. Auflage, hrsg. von Norbert Kloten undJoharm Heinrich von Stein, Stuttgan 1993, 
5.274 

3 Zu den Instituten gehören seit der 6. KWG-Novelle nicht nur Kreditinstitute, sondern auch Finanz
clienstleistungsinstitute. 
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• Kredite an Kunden mit engen persönlichen oder sachlichen Bindnngen 
an das kreditgewährende Kreditinstitut (sog. Organkredite, siehe §§ 15 
bis 17 KWG). 

Ein wichtiges Erkenntnismittel sowohl für die Bankenaufsicht als auch für 
die meldepflichtigen Unternehmen ist die sog. Millionenkreditkontrolle nach 
§ 14 KWG. Aufgrund dieser Vorschrift haben die Kreditgeber die von ihnen 
gewährten nnd drei Mio. DM oder mehr betragenden Kredite der Bnndes
bank anzuzeigen. Meldepflichtig sind aufgrundder 6. KWG-Novelle nicht 
nur Kreditinstitute nnd Versichernngen, sondern auch Finanzdienstlei
stnngsinstitute im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 4 KWG, d.h. Eigen
händler, sowie Finanzunternehmen im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 nnd 
3 KWG, d.h. Factoring- nnd Leasingnnternehmen. 

Die Millionenkreditevidenz der Bnndesbank faßt die gesamten Meldungen 
zusammen nnd nnterrichtet die betroffenen Kreditgeber von der gemelde
ten Gesamtverschuldnng ihrer K\mden.• Die 6. KWG-Novelle hat für die 
Kreditgeber die Möglichkeit geschaffen, den in der Millionenkreditevidenz 
ausgewiesenen Stand der Verschuldnng eines Kreditnehmers bzw. einer 
Kreditnehmereinheit bereits vor der Gewährnng des Kredits zu erfahren. 
Dem Kreditgeber muß jedoch die Einwillignng des betroffenen Kreditneh
mers vorliegen. 

§ 18 KWG vetpflichtet zudem alle Institute, die Kreditwürdigkeit ihrer 
Knnden vor der Krediteinräumnng nnd danach laufend anhand entspre
chender Unterlagen nnd Auskünfte zu prüfen nnd zu übeiWachen, wenn der 
Kredit 500.000 DMS übersteigt nnd das Engagement nicht als risikolos an
gesehen wird. 

1.2 Kreditnehmer und Kreditnehmerzusammenfassung 
Das KWG nnd die vom Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen (BAKred) 
erlassenen Verordnnngen enthalten keine Vorschriften darüber, wer als 
Kreditnehmer gilt. Der Gesetzgeber geht vielmehr davon aus, daß sich die 

4 · Vgl. Deutsche Bundesbank, Gesetz ... , a.a.O., S. 11 

5 Im Zuge der 6. KWG-Novelle wurde diese Freigrenze von 250 TOM auf 500 TOM angehoben. 
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Kreditnehmereigenschaft zweifelsfrei aus der Natur der einzelnen Kreditge
schäfte ergibt. Nach Auffassung des BAKred ist primär von juristischen 
Gesichtspunkten auszugehen. Als Kreditnehmer wird regelmäßig derjenige 
Rechtsträger angesehen, in dessen Vermögen die Kreditmittel übergegangen 
sind, und der sich deshalb gegenüber dem Kreditgeber zur Rückerstattung 
verpflichtet hat.6 

§ 19 Abs. 2 KWG erweitert den primär juristischen Begriff des Kreditneh
mers, indem er bestimmte, an sich rechtlich selbständige Kreditnehmer, die 
wirtschaftlich als Einheit angesehen werden müssen, zu einer "Risikoein
heit" zusammenfaßt. Diese Regelung ist notwendig, weil 

• die Bonität der einzelnen Schuldner in den in § 19 Abs. 2 KWG ge
nannten Fällen eng mit der Bonität aller verbundenen Kreditnehmer zu
sammenhängt; d.h. die einzelnen rechtlich selbständigen Kreditnehmer 
bilden einen Risikoverbund; 

• andernfalls die Bestimmungen über große Engagements dadurch um
gangen werden könnten, indem eine Kreditsumme auf mehrere zwar 
rechtlich selbständige, doch wirtschaftlich verbundene Kreditnehmer 
aufgeteilt wird. 

Mit der 5. KWG-Novelle wurden u.a. die Bestimmungen der EG-Groß
kredit-Richtlinie in deutsches Recht umgesetzt. In diesem Zusammenhang 
ist die richtige Zusammenführung von Kunden zu Kreditnehmereinheiten 
in§ 19 Abs. 2 KWG neu geregelt worden, indem die Definition der Risiko
einheit aus Artikel 1 Buchstabe m Großkredit-Richtlinie7 als Satz 1 über
nommen wurde. Als Gruppe verbundener Kunden gelten nunmehr alle jene 
Kreditnehmer, zwischen denen Beherrschungsverhältnisse oder unter be
stimmten Umständen wirtschaftliche Abhängigkeiten bestehen. Diese Re
gelung geht über die früher angewendete Definition der Kreditnehmerein-

6 Vgl. Friedrich Reischauer, Joachim Kleinhans, Loseblattkonunentar kn Kreditwesengesetz, 1. 
Band, Berlin 1963 mit Ergänzungslieferungen, Stand August 1996, Arunerlrung 24 zu S 19 KWG 

7 Vgl. Richtlinie 92/121/EWG DES RATES vom 21.12.1992 über die Überwachung und Kontrolle 
der Großkredite von Kreditinstituten, in: Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. l 29 
vom 5.2.1993, S. 4 


